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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Wintersession 2022 wurden das Doppelbesteuerungsabkommen mit Äthiopien
(BRG 22.028) und das Änderungsprotokoll des Doppelbesteuerungsabkommens mit
Armenien (BRG 22.033) im Ständerat behandelt. Die WAK-SR beantrage dem Rat
einstimmig, beiden Vorlagen zuzustimmen, teilte Kommissionssprecher Pirmin Bischof
(mitte, SO) mit. Es handle sich nicht nur um das erste Doppelbesteuerungsabkommen
mit Äthiopien, dem zweitgrössten Land Afrikas, sondern dem ersten DBA mit einem
ostafrikanischen Land überhaupt, so Bischof. Die Verhandlungen seien harmonisch
verlaufen, nur der Bereich der Besteuerung der technischen Dienstleistungen – für
Beratung, Management und technisches Know-how – wurde aufgrund von
unüberbrückbaren Differenzen vom Abkommen ausgenommen. Zum
Änderungsprotokoll mit Armenien erklärte Bischof, dass es dabei hauptsächlich um die
Anpassung an die BEPS-Mindeststandards gehe, welche unbestritten gewesen sei. Der
Ständerat folgte der Empfehlung seiner Kommission und nahm beide Bundesbeschlüsse
einstimmig an. 

Auch in den Schlussabstimmungen blieben die Vorlagen ungefährdet. Das
Änderungsprotokoll mit Armenien wurde vom Nationalrat mit 143 zu 37 Stimmen (bei 16
Enthaltungen) und vom Ständerat mit 44 Ja-Stimmen einstimmig angenommen. Das
DBA mit Äthiopien nahmen der Nationalrat mit 142 zu 43 Stimmen (bei 11 Enthaltungen)
und der Ständerat mit 43 zu 1 Stimme (keine Enthaltungen) ebenfalls deutlich an. Die
Gegenstimmen stammten – wie immer bei Doppelbesteuerungsabkommen – von der
SVP-Fraktion. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2022
AMANDO AMMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Der Ständerat setzte sich in der Wintersession 2021 mit der Forderung von
Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) auseinander, wonach
Freiwilligenarbeit im Sport durch Steuerabzüge gefördert werden soll.
Kommissionssprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) legte die Gründe dar, weshalb die
WBK-SR das Geschäft zur Ablehnung empfahl. Dazu zählten die Verletzung des Prinzips
der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, das Entstehen erheblicher
Mitnahmeeffekte und das Schaffen einer neuen rechtlichen Ungleichbehandlung für
unterschiedliche Freiwilligentätigkeiten. Finanzminister Ueli Maurer sprach von einer
«recht grossen Unschärfe» des Wortlauts der Motion und warf die Frage auf, wie denn
die Freiwilligenarbeit in Bereichen wie der Alters- oder Behindertenbetreuung
gehandhabt werden müsse. Zudem sei Freiwilligenarbeit nicht nur mit Aufwand
verbunden, «es kommt auch etwas zurück» – etwa ein neuer Freundeskreis. Daher
empfehle der Bundesrat den Vorstoss zur Ablehnung, auch wenn das Anliegen
sympathisch erscheine. Stillschweigend folgte der Ständerat den beiden Rednern. 2

MOTION
DATUM: 07.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen
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Krankenversicherung

In der Sommersession 2021 bereinigte das Parlament das Paket 1a des ersten
Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Offen waren vor der
Session noch zwei Punkte: die Ausnahmen von den Patientenpauschaltarifen sowie der
Experimentierartikel. In seiner letzten Sitzung vor der Einigungskonferenz bereinigte
der Ständerat einzelne Aspekte der beiden Punkte; gänzlich einig wurden sich die zwei
Kammern aber noch nicht. In seiner Botschaft hatte der Bundesrat ursprünglich eine
Möglichkeit für regional geltende Patientenpauschaltarife – unabhängig von
gesamtschweizerischen Tarifstrukturen – vorgesehen. Diese hatte der Nationalrat
jeweils befürwortet, während sie der Ständerat ablehnte. Kurz vor der
Einigungskonferenz machte der Ständerat nun einen Schritt auf den Nationalrat zu und
lehnte diese Ausnahmen von der nationalen Tarifstruktur ab, schuf aber gleichzeitig die
Möglichkeit, dass die Tarifpartner regional geltende «Patientenpauschaltarife, die nicht
auf einer gesamtschweizerisch einheitlichen Tarifstruktur beruhen», an regionale
Gegebenheiten anpassen können. Somit sollten zwar keine regional verschiedenen
Tarifstrukturen, aber immerhin regional unterschiedliche Tarife möglich sein, wie
Pirmin Bischof (mitte, SO) für die Kommission erläuterte. 
Bezüglich des Experimentierartikels war die Frage offen, ob die Bereiche, in denen
Pilotprojekte möglich sein sollen, abschliessend aufgezählt werden müssen, damit der
Artikel verfassungskonform ist. Dabei habe das BJ festgestellt, dass ein Verzicht auf
eine solche Aufzählung das Prinzip der Gewaltenteilung und das Legalitätsprinzip
verletzen würde. Folglich beantragte die Kommissionsmehrheit Zustimmung zur
entsprechenden Aufzählung, die der Nationalrat vorgeschlagen hatte und gegen die sich
der Ständerat zuvor gewehrt hatte. Hingegen sollte der Bundesrat die Möglichkeit
erhalten, auch in anderen Bereichen Projekte zu bewilligen, sofern diese nicht dem
Gesetz widersprechen. In beiden Punkten folgte der Ständerat seinem Schwesterrat
und bereinigte die entsprechenden Differenzen. Hingegen beharrte die kleine Kammer
darauf, nicht nur Projekte zur Kosteneindämmung, sondern auch zur Steigerung der
Qualität und zur Digitalisierung zuzulassen. 

Die grossen Entscheidungen zu den zwei offenen Fragen waren damit bereits vor der
Einigungskonferenz gefällt, diese hatte sich nur noch mit Detailfragen zu den Konzepten
zu befassen und folgte dabei jeweils dem Ständerat. Somit sollten regional geltende
Patientenpauschaltarife möglich werden, während die Pilotprojekte nicht nur zur
Kostendämpfung, sondern auch zur Qualitätssteigerung und zur Digitalisierung
beitragen sollen. Diese Entscheidungen stiessen nicht mehr auf Widerstand, beide Räte
nahmen den Antrag der Einigungskonferenz (Nationalrat: 183 zu 0 Stimmen, Ständerat:
43 zu 0 Stimmen) und den Entwurf in den Schlussabstimmungen (Nationalrat: 196 zu 0
Stimmen, Ständerat: 44 zu 0 Stimmen) einstimmig an. Damit konnte also das Paket 1a
bereinigt werden, offen waren noch immer die Pakete 1b sowie das Paket 2. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 2022, S. 2459; AB NR, 2022, S. 2460; AB SR, 2022, S. 1146; AB SR, 2022, S. 1146 f.; AB SR, 2022, S. 1377;
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